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Bei der heute beendigten Ziehung der Aten Klaſſe 95ſter König-
licher Klaſſen Lotterie fiel ein Hauptgewinn von 10,000 Thlr. auf
Nr. 66,008 in Berlin bei Seeger; 2 Gewinne zu 2000 Thlr. fielen
auf Nr. 12,321 und 69,323 in Berlin bei Seeger und nach Breslau
bei Holſchau; 34 Gewinne zu 1000 Thlr. auf Nr. 1247. 6015. 13,735.
14,477. 14,556. 15,890. 19,546. 25,239. 28,791. 31,036. 31,392. 33, 103.
41,733. 43,923. 44,045. 46,871. 48,050. 48,214. 48,354. 53,311. 53,835.
54,033. 55,106. 57,906. 59,573. 69,806. 69,900. 71,526. 72,248. 72,608.
72,735. 74,326. 76,691 und 77,856 in Berlin 2mal bei Burg und
4mal bei Seeger, nach Breslau bei Gerſtenberg und 3mal bei Schrei-
ber, Cöln 5mal bei Reimbold, Croſſen bei Muüller, Drieſen bei Abra
ham, Düſſeldorf 2mal bei Spatz, Ehrenbreitſtein bei Goldſchmidt,
Elberfeld bei Heymer, Frankfurt bei Salzmann, Glogau 2mal bei
Levyſohn, Königsberg in Pr. bei Samter, Schweidnitz bei Scholz,
Stettin 3mal bei Rolin und mal bei Wilsnach, Waldenburg bei
Schuützenhofer und nach Zeitz bei Zuürn; 40 Gewinne zu 500 Thlr.
auf Nr. 146. 3817. 8378. 9173. 9185. 22,208. 25,739. 30,577. 32,136.
34,614. 37,455. 37,711. 40,499. 40,684. 49,372. 53,143. 53,440. 53,800.
54,529. 55,350. 55,535. 56,110. 56,117. 56,645. 57,006. 57,63 1. 62,145.
63,119. 64,833. 67,899. 68,116. 70,774. 71,839. 77,020. 78,875. 79,416.
80,750. 81,392. 81,788 und 84,173 in Berlin bei Alevin, bei Aronjun.,
2mal bei Burg, bei Klage, bei Matzdorff und 2mal bei Seeger,
nach Barmen 2mal bei Holzſchuher Breslau 2mal bei Holſchau, bei
Löwenſtein und 2mal bei Schreiber Cöln bei Reimbold, Erefeld bei
Meyer Duſſeldorf 2mal bei Spatz, Eilenburg bei Kieſewetter, Er
furt bei Troſter, Halberſtadt 2mal bei Sußmann, Königsberg in
Pr. 2mal bei Friedmann und bei Samter, Landsberg a. d. W. 2mal
bei Borchardt, Liegnitz bei Leitgebel, Magdeburg bei Elbthal, Ma-
rienwerder 2mal bei Beſtvater, Naumburg bei Vogel, Neiſſe bei
Jakel, Oſtrowo bei Wehlau, Sagan bei Wieſenthal, Stettin bei
Rolin und bei Wilsnach und nach Stolpe 2mal bei Pflughaupt;
43 Gewinne zu 200 Thlr. auf Nr. 2785. 4162. 5893. 10,219. 13,168.
15,264. 19,918. 20,041. 21,006. 22,843. 25,896. 25,919. 26,528. 28,356.
29,779. 33,178. 35,555. 37,594. 38,682. 42,998. 47,249. 49,552. 52,741.
53,338. 57,188. 58,283. 63,770. 64,468. 65,908. 66,095. 67, 130. 67,920.
68,265. 69,088. 69,848. 70,936. 72,549. 73,615. 76,927. 78,034. 79,300.

79,935 und 80,90t.
Berlin, den 25. Mai 1847.

Königl. General-Lotterie-Direktion.

Deutſchland.
Berlin. Sitzung der Drei-Stände-Kurie am 18. Mai.

Die Debatte über die Ausſchließung des Grafen v. Rei-
chenbach vom Vereinigten Landtage wurde fortgeſetzt.
Abgeordnete Bürgermeiſter Schneider aus Schönebeck er

Der

klärte ſich gegen das Gutachten der dritten Abtheilung

(ſ. die vor. Nr. d. C. und beantragte, Se. Majeſtät um Auf-
rechthaltung der ſubſidiäriſchen Wahl des Grafen Reichen-
bach und, ſofern die Einberufung nicht ſofort wegen der
ſchwebenden Unterſuchung erfolgen koünnte, um die Einbe-
rufung des Stellvertreters, Landrath Hoffmann, zu bitten.
Hierauf betrat der Landrath Freiherr von Vincke die Buhne.

Jch bin der Anſicht ſagte er nach einem kur-
zen Eingange daß dem Oberpräſidenten weder die Kom
petenz zuſtand, die vorliegende Frage zu entſcheiden, noch
daß er für den Fall, daß man dieſe Frage bejahen möch-
te, von dieſer Kompetenz den rechten Gebrauch gemacht hat.

Was zunächſt die Kompetenz betrifft, ſo find wiederholt
ſowohl von den verehrten Mitgliedern als auch von dem Herrn
Landtags Kommiſſar die geſetzlichen Beſtimmungen uns ent
gegengeführt worden, daß nämlich die einzelnen Provinzial
Landtags Kommiſſare nur das Recht haben, zu entſcheiden,
ob eine Wahl in Bezug auf die Form und auf die Eigenſchaf-
ten der Gewählten als gültig anzunehmen ſei, und daß eben
nur ſolches Recht auch früher Se. Majeſtät der König, um
eine allgemeine Einheit in dieſen Entſcheidungen herbeizufüh-
ren, ſich ſelbſt vindizirt, aber ſpäter daſſelbe Recht überlaſſen
hat an die Jmmediat- Kommiſſion für ſtändiſche Angelegenhei-
ten. Es iſt alſo das Wort Beſtätigung wenn es auch in
einzelnen Kabinets- Ordres vorkommen mag, meines Erachtens
nicht geeignet, um in dem vorliegenden Falle die Sache genau
zu bezeichnen, weil ich damit den Begriff verbinde, daß da
durch auch über die Perſon als ſolche entſchieden wird, daß ſie
zu der Stelle erhoben werde, die ſie einnehmen ſoll, wie es
z. B. für die Wahl der Ober- Bürgermeiſter für größere Städte
der Königlichen Beſtätigung bedarf. Jm letzteren Falle kommt
es nicht blos darauf an, ob die Wahl richtig vollzogen worden
iſt, ſondern wen der König nicht will, den beſtätigt er nicht.
So iſt es aber nicht bei den Abgeordneten zum Landtage hier
involvirt die Beſtätigung nur die Frage, ob in Bezug auf die
Form der Wahl und auf die Eigenſchaft der Gewählten Män-
gel obwalten, und wenn die Beſtätigung ertheilt wird, ſo heißt
das nur: ein Mangel hat in dieſer Beziehung nicht vorgewal-
tet. Dies habe ich vorausgeſchickt, um uns über den Be
griff des Wortes Beſtätigung“ nicht zu täuſchen. Es ſteht



alſo die Sache ſo, daß der Provinzial Landtags Kommiſſar
oder der Ober- Präſident darüber zu befinden hatte, ob dem
Grafen von Reichenbach ſämmtliche nöthige Eigenſchaften und
namentlich, worum es ſich hier handelt, die Eigenſchaft der
Unbeſcholtenheit zur Seite ſtand. Sonach hat er nun nach den
klaren Worten des Geſetzes nicht das Recht irgend einem Ab-
geordneten eine Eigenſchaft beizulegen oder zu nehmen,
ſondern nur das fait accompli anzuerkennen, ob der Mann
beſcholten oder unbeſcholten iſt. Es iſt keineswegs, worin ich
dem vorigen Redner beipflichten muß, die exorbitante Be
fugniß in die Hände des Ober- Präſidenten gelegt, einen
Mann für beſcholten zu erklären; ich ſage die exorbitante
Beſugniß, inſofern ein Einzelner darüber erkennen könnte,
nicht ein Kollegium; inſofern Jemand, der kein richterliches
Amt bekleidet trotz der Rechtskenntniſſe, die dem Herrn
Ober- Präſidenten von Wedell in großem Maße, nur ein Ad-
miniſtrativbeamter, zur Seite ſtehen über die heiligſten Eh-
renrechte entſcheiden ſollte: ſondern die geſetzliche Befugniß des
Oberpräſidenten beſchränkt ſich lediglich darauf, feſtzuſtellen und
anzuerkennen, ob ein Mann bereits in geſetzlicher Weiſe beſchol
ten erklärt worden iſt, und das kann meiner Ueberzeugung nach
nicht durch den Ober-Präſidenten, ſondern auch nach der bis-
herigen Geſetzgebung nur durch das kompetente Kriminal- Ge-
richt oder durch ein Urtel der Standesgenoſſen geſchehen, und
dieſe Anſicht muß ich namentlich für die Provinz feſthalten,
um die es ſich hier handelt, da nach der Kreis- Ordnung für
die Provinz Schleſien ausdrücklich die Norm beſteht, daß über
die Beſcholtenheit eines Mitgliedes des Standes der Ritterſchaft
nur die Ritterſchaft des betreffenden Kreiſes zu entſcheiden hat,
eben ſo wie dies auch in der Provinz, welcher ich angehöre,
der Fall iſt.

Es iſt zwar dem entgegengeſtellt worden daß das Urtheil
nur die kreisſtändiſchen Rechte tangire, daß aber keinesweges
über die Befugniß, auf dem Provinzial Landtage zu erſcheinen,
dadurch entſchieden ſei. Das ſcheint auf einem Mißverſtänd-
niſſe zu beruhen. Weil dem Provinzial Landtage in zweiter
Jnſtanz das Urtheil zuſteht, ſo kann ſchon deshalb weder dem
Provinzial Landtage, noch einem Königlichen Beamten, wel
cher eben der Kommiſſar des Provinzial-Landtages iſt, das
Recht beigelegt ſein, die Beſcholtenheit auszuſprechen. Es wür-
de dies ein wunderbares Reſultat zur Folge haben. Der Mi-
norität eines Kreistages, in dem hier vorliegenden Falle der
Minorität des Kreistages zu Neiſſe, ſteht ja das Recht zu, gegen
die Entſcheidung der Majoritaät an den Provinzial- Landtag zu
appelliren. Wenn nun die Minßsritat von einem ſolchen Rechte
Gebrauch machte und die Majoritat des Standes auf dem Pro-
vinzial- Landtage den freiſprechenden Ausſpruch der Kreisſtande
beſtätigte, alſo hier den Grafen von Reichenbach fur unbeſchol-
ten erklärte, ſo wurde der Stand der Ritterſchaft damit erkla
ren, daß der Graf von Reichenbach dem Landtage angehören
könnte, während der Königliche Kommiſſar ihm das Anerkennt-
niß verſagte. Das würde einen ſo auffallenden Kontraſt herbei-
fuhren, daß ich ihn mir nicht denken kann und ich glauben
muß, daß der Geſetzgeber einen ſolchen Fall nicht hat wollen
können, indem er die Kreis Ordnung erließ. Er wollte viel-
mehr nur feſtſetzen, daß die Standesgenoſſen des Kreiſes die
Männer, welchen als Nachbarn das grundlichſte Urtheil über
den ſittlichen Werth zuſteht uber die Beſcholtenheit eines
Ritterguts Beſitzers entſcheiden und hierbei die zweite Jnſtanz
dem Provinzial Landtage zuſtehen ſolle. Der Anſicht daß dem
Ober Präſidenten zuſtehen ſoll, uber die Beſcholtenheit zu ent
ſcheiden, kann ich demnach nicht beiſtimmen. Er hat blos die
Eigenſchaft anzuerkennen, die ſchon da iſt, er hat aber keine

denn dieſes Recht ver-Eigenſchaft zu geben noch zu nehmen

leiht ihm das Geſetz nicht, und mehr als das Geſetz in einer
ſo hochwichtigen Sache ihm einräumt, wird man ihm in keine
Weiſe einräumen wollen.

Es iſt dagegen angefuhrt worden daß auf die Wahl Ver-
ſammlung rekurrirt worden ſei, und man hat geſagt, die Wahl-
Verſammlung der Ritterſchaft der 4 Kreiſe wäre der Entſchei
dung des Ober- Präſidenten beigetreten indem ſie die zweite
Wahl vorgenommen und gewählt hätte, ohne den Grafen Rei-
chenbach wieder zu wählen. Jch kann nicht einſehen wie man
aus der zweiten Wahl ein ſolches Moment ableiten wollte; denn
einmal beſchränkt man ja durch eine ſolche Anſicht eben die Be
fugniß des Ober-Präſidenten, wenn ſie wirklich zu Recht beſtanden
hätte. Aber die zweite Wahl Verſammlung hatte auch uüber dieſen
Fall gar nicht zu entſcheiden denn ſie hatte keine anderen Be-
fugniſſe, als die ihr das Geſetz beilegt. Hätte ſie ſich uber
dieſen Fall erklärt, ſo wäre es gerade ſo geweſen, als ob man
dem Magiſtrat zu Berlin eine Cognition über Entſcheidung
des Polizei Präſidiums beilegen wollte, was ihm nicht zuſteht.
Eine Wahl- Corporation hat nur zu wählen und allein dieſe
Befugniß zu erfüllen. Die Befugniß, über die Beſcholtenheit
oder Unbeſcholtenheit zu entſcheiden, ſteht allein der Kreis-Ver-
ſammlung desjenigen Kreiſes zu, welcher die betreffende Perſon
angehört, keinesweges der Wahl Verſammlung. Die Wahl-
Verſammlung wäre inkompetent dazu geweſen. Sie konnte den
Grafen Reichenbach wieder wählen aber hätte ſie ſich ein Ur-
theil über ſeine Beſcholtenheit oder Nichtbeſcholtenheit erlaubt,
ſo hätte ſie ſich außerhalb des Geſetzes befunden.

Wenn ich hiernach die Kompetenz des Ober- Präſidenten
nicht für begründet halten kann, einen Mann für beſcholten
oder unbeſcholten zu ierklären, ſo kann ich auch, ſelbſt für den
Fall, daß man ihm dieſes Recht beilegen wollte, nicht finden,
daß er einen geſetzlichen Gebrauch davon gemacht hat. Jch
finde nirgends in den Geſetzen, daß die ſtändiſchen Rechte ru-
hen ſollen; ich finde nur den Begriff von Beſcholtenheit oder
Unbeſcholtenheit, und ſo lange Jemand beſcholten iſt, hat er
überhaupt kein ſtändiſches Recht; ich finde aber nicht, daß in
irgend einer geſetzlichen Beſtimmung ſei es in einer Provin
zial- Verordnung oder in der Verordnung vom 3. Februar d. J.,
von einem Ruhen der ſtändiſchen Rechte die Rede ſei. Es
könnte mir eingewendet werden, daß es darauf nicht ankom-
me, weil die Wahl des Grafen Reichenbach noch nicht zu Recht
beſtanden habe, weil ſie noch nicht perfekt geweſen ſei; aber
davon iſt nicht die Rede. Es handelt ſich blos um die Mög-
lichkeit, gewählt zu werden, um die Qualification dazu wegen
Unbeſcholtenheit oder um die Unfähigkeit wegen Beſcholtenheit,
und daß das paſſive Wahlrecht in irgend einem Falle ruhen
ſolle, das iſt in keinem Geſetze vorgeſchrieben. Es kann auch
der Spezialfall, welcher aus der Rhein- Provinz angeführt wor-
den iſt, nicht entſcheidend ſein, weil dieſe Entſcheidung eben
nur für einen Spezialfall gegeben, für eine Provinz erlaſſen,
aber nicht publizirt worden iſt, und es kann ſehr wohl mög-
lich ſein, daß die Fälle ſehr verſchieden ſind. Jmmer aber iſt
das die Hauptſache, daß nur gehörig publizirte Geſetze maßge-
bend ſein und geſetzliche Geltung haben können.

Wenn alſo nirgends geſagt iſt, daß die ſtändiſchen Rechte
ruhen ſollen ſo kann namentlich eine Kriminal Unterſuchung
nicht ein ſolches Ruhen herbeiführen. Jch kann mit der Ab-
theilung darin nicht einverſtanden ſein, daß Jemand, weil eine
Unterſuchung gegen ihn eingeleitet iſt, als beſcholten angeſehen
werden könnte, und wenn ſelbſt, wie es heißt, die Anſicht des
Publikums dahin gehen ſollte, ſo kann dies keinen geſetzlichen
Effekt haben.

Es kommt vielmehr dabei nur darauf an, ob ein Erkennt-
niß vorliegt, welches die Beſcholtenheit ausgeſprochen hat; die
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bloße Einleitung der Unterſuchung kann hier um ſo weniger
von Effekt ſein, als unſere Kriminal Ordnung gar keine be-
ſtimmten Kriterien enthält, woraus man entnehmen kann,
wann eine Unterſuchung eingeleitet worden iſt. Es iſt nur
im Allgemeinen von der Aufnahme des Thatbeſtandes von der
Vernehmung der Zeugen die Rede und demnächſt davon, daß
der Verdächtigte vernommen werden ſoll. Jn welchem Stadium
die Kriminal Unterſuchung als eingeleitet betrachtet werden ſoll,
darüber enthält die Kriminal- Ordnung kein Wort, es iſt keine
poſitive Beſtimmung darüber da, von welchem Termin an die
Unterſuchung eingeleitet iſt. Jn Betreff des Verbrechens, wel
ches gerade vorliegzt, des Majeſtäts Verbrechens, welches we-
ſentlich mit dem geſetzlichen Begriffe der Jnjurie zuſammenfällt,
inſofern es um die Beleidigung der Allerhöchſten Perſon des
Landesherrn ſich handelt bemerke ich, daß es in ſeinem Rechts
begriffe außerordentlich ſchwankend iſt und zu den verſchieden
ſten Anſichten der Richter führen kann. Jch will nur ein
Beiſpiel dafür anführen, das zu der Zeit des großen Kö-
nigs, Friedrich's des Großen vorgekommen iſt. Es wurde dem
Könige eine Denunciation eingereicht, worin die Kritik des
Verfahrens eines Königlichen Bürgermeiſters als Majeſtäts
Beleidigung angeſehen wurde. Der König erwiederte hierauf:

Jch hoffe, daß man mir nicht alle Dummheiten zurechnen
wird, die in meinem Reiche vorgehen.« Das möge genügen,
um das Schwankende des Begriffes des Majeſtäts- Verbrechens
zu zeigen. Es kommt noch hinzu, daß unſere geſetzlichen Be-
ſtimmungen im Einklange mit dem römiſchen Recht es blos
von der Anſicht Sr. Majeſtät des Königs abhängig machen,
ob ein Majeſtäts Verbrechen anzunehmen iſt oder nicht. Es
iſt 201 und 202 des Strafrechts ausdrücklich geſagt: Alle
über dieſes Verbrechen abgefaßten Straferkenntniſſe müſſen dem
Landesherrn beſonders vorgelegt und ihm anheimgeſtellt werden,
inwiefern er dabei von ſeinem Begnadigungsrechte Gebrauch
machen wolle.

Ferner, wenn bei der Unterſuchung ſich findet, daß das
Verbrechen der beleidigten Majeſtät aus Wahnſinn und Zerrüt-
tung der Verſtandeskräfte begangen worden, ſo ſoll der Thäter
in eine öffentliche Anſtalt gebracht und nicht eher wiederum
entlaſſen werden, als bis man von ſeiner Wiederherſtellung zu
verläſſig verſichert iſt.

Es geht daraus hervor daß der Geſetzgeber das Verbre-
chen der beleidigten Majeſtät ſchon als an die Jdee des Wahn-
ſinns gränzend angenommen und es ganz der Perſon des Kö-
nigs überlaſſen hat, darüber in jedem einzelnen Falle zu ent
ſcheiden, ob er dadurch ſich ſelbſt für beleidigt hält und die
Unterſuchung deshalb vorgenommen wiſſen will. Es wird alſo
blos von ſeinem Urtheile abhängen, ob der Beleidiger geſetzlich
verfolgt werden ſoll. Es iſt alſo jede Unterſuchung über die
Majeſtäts-Beleidigung, ſo lange des Königs Majeſtät ſich noch
nicht darüber ausgeſprochen haben, lediglich als eine Jnforma
tion für des Königs Entſchließung anzuſehen, und es kann
nur dann, wenn der König ſelbſt geſagt hat, daß er der Un-
terſuchung Fortgang geben wolle, das gefällte Erkenntniß ins
Leben treten alſo fängt die Sache in Beziehung auf das Ma-
jeſtäts Verbrechen eigentlich erſt hiermit an. Außerdem iſt
vielleicht aus demſelben Grunde, weil eben der Geſetzgeber ſich
zu ſehr erhaben dachte über den Begriff einer gewöhnlichen Be
leidigung die etwa einem Privatmann zugefügt werden kann,
durchaus im Geſetze nicht die Rede davon daß durch bloßes
Verbreiten von Schriften das Verbrechen der Majeſtäts-
Beleidigung konſumirt werden könne, während vorher, wo es
ſich von Erregung von Mißvergnügen gegen die Re-
gierung handelt, im d. 115 und folg. ſchon die Verbrei
ter derartiger Schriften mit Strafen bedroht ſind. Jch
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muß alſo ſehr zweifeln, ob nach den Begriffen, welche das
Strafrecht von der Majeſtäts- Beleidigung enthält, blos wegen
Verbreitung eines verbotenen Buchs auch auf Majeſtäts Be
leidigung erkannt werden könnte. Aber um ſo weniger kann
daraus eine Beſcholtenheit hergeleitet werden, daß in Betreff
dieſes ſehr ſchwankenden Rechtsbegriffes blos eine Unterſuchung
und weiter nichts eingeleitet worden iſt.

Wenn ich hiernach annehmen muß, daß weder die Kompe-
tenz des Ober Präſidenten über den vorliegenden Fall zu ent-
ſcheiden, gerechtfertigt, noch daß er befugt war, in Bezug auf
die wegen Majeſtäts- Verbrechen eingeleitete Unterſuchung eine Be
ſcholtenheit anzunehmen, ſo muß ich ferner annehmen, daß, wenn
man dieſen beiden Schlußfolgerungen beitritt, das Amendement,
welches der geehrte Redner vor mir geſtellt hat, vollkommen
gegründet iſt. Jn dieſem Falle aber wäre die Wahl als rite
vollzogen und perfekt anzunehmen, weil keine Gründe vorlie-
gen, um ſie zu bemängeln, und deshalb wäre die zweite Wahl
nicht rite vollzogen, und man würde, ohne daß man Veran-
laſſung hätte, eine Beſchwerde über den Ober- Präſidenten
daran zu knüpfen, welcher ich bin perſönlich mit ihm be-
kannt und darf vielleicht ſagen befreundet ganz gewiß von
ſeinem Rechte überzeugt geweſen iſt, die Bitte an Se. Maj.
den König zu richten haben, den Grafen Reichenbach zu dem
Vereinigten Landtag einzurufen.

Jn ſeiner Erwiderung fuhrte der Juſtizminiſter die
Worte des Geſetzes an; ſie lauten 9. 199 201 des Allg.
L. R. Thl. II. Titel 20: Wer ſich des Verbrechens der
beleidigten Majeſtät durch ehrenrährige Schmähungen des
Oberhaupts im Staate mit Worten, Schriften oder andern
ſinnlichen Darſtellungen ſchuldig macht, der hat zwei- bis
vierjaährige Zuchthaus- oder Feſtungsſtrafe verwirkt. Auch
ſchon andere dergleichen boshafte, die Ehrfurcht gegen den
Landesherrn verletzende Aeußerungen über die Perſon und
Handlungen deſſelben ſollen mit Gefängniß oder Feſtungs-
ſtrafe auf 6 Monate bis zu einem Jahre geahndet werden.
Alle uber das Verbrechen der beleidigten Majeſtät abge
faßte Straferkenntniſſe muſſen dem Landesherrn beſonders
vorgelegt und ihm anheimgeſtellt werden inwiefern er da-
bei von ſeinem Begnadigungsrechte Gebrauch machen wolle.«
Abgeord. Milde aus Breslau bedauerte, daß der begut-
achtenden Abtheilung ſtatt einer miniſteriellen Promemoria
nicht die ſämmtlichen Akten vorgelegen hätten; die Kommiſ-
ſion wurde dann nur noch unzweideutiger gefunden haben,
daß Graf Reichenbach als ein Opfer ſeiner politiſchen Ue-
berzeugung gefallen ſei. Zur Sache theilte der Abgeordnete
mit, die Unterſuchung ſei 8 10 Tage nach der Wahl einge-
leitet, und zwar „auf die Ausſage eines Denun-
zianten, der dem Grafen im guten Glauben ein Buch
abgeborgt habe, das derſelbe 2 3 Stunden vor-
her in einem Couvert von der Poſt erhalten ha-
be, und das noch nicht aufgeſchnitten geweſen,
als es der Sykophant erhalten. Es ſehe der Vor
gang einer abſichtlich eingeleiteten und uüberdachten Jntri-
gue ſo ähnlich, daß es gefährlich ſei, wenn die beſtehende
Geſetzgebung nicht in vollſtändiger Gultigkeit aufrecht er
halten werde. Zugleich berichtete der Abgeordnete, daß die
Beamten bedacht geweſen wären, den Grafen aus der
Nähe des Königs zu entfernen, als demſelben zu Ehren
ein Feſt in Schleſien veranſtaltet worden ſei. Der Land-
tagskommiſſar erwiderte, das Promemoria enthalte
alle Thatſachen der Akten, und was die Entfernung des
Grafen von einem Feſte und aus der Nähe des Königs be
treffe, ſo wiſſe er kaum, was er entgegnen ſolle. „Jſt das
Feſt von Sr. Majeſtät dem Könige gegeben worden, ſo
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verſteht es ſich von ſelbſt, daß Allerhoöchſtdieſelben dazu die
Gäſte einladen mußten; gab Jemand anders ein Feſt, ſo
konnte es ihm nur zuſtehen, ſeine Gäſte auszuwählen. Ein
illegales Mittel kann darin nicht gefunden werden. Der
Abgeordnete Milde erwiderte, der Regierungspraſident zu
Oppeln habe dem Grafen inſinuirt, ſich entfernt zu halten.
Das Feſt ſei eine Präſentation der Stände bei Sr. Maj.
dem Könige oder ein Feſt geweſen, welches die Stande zu
Ehren der Anweſenheit des Landesherrn veranſtaltet hät-
ten. Hierzu hätte der Graf von Rechtswegen gehoört, er
ſei mit ſeinen Standesgenoſſen der Gaſtgeber, folglich der
Miteinladende geweſen. Jm Verfolg der Debatte erklärte
Hanſemann, fur ihn ſtehe es feſt, daß das Geſetz uber
die Beſtätigung der Wahlen richt habe ſagen wollen,
der Oberpräſident könne eine Thatſache, die noch nicht
ermittelt ſei, nach ſeinem eignen Ermeſſen feſtſtellen. Er
berührte hierauf andere Punkte, uüber die die Debatte bis da-
hin geſchwiegen. Er brachte dieſe Punkte zur Diskuſſion mit
folgenden Worten „Von der ſtandiſchen Ehre, von der Ehre
dieſer Verſammlung haben wir viel bei Gelegenheit des
Beſcholtenheitsgeſetzes und bei Veranlaſſung des gegenwarti-
gen Falles reden horen. Jch halte viel auf dieſe Ehre.
Aber mir ſcheint es eine der großten Aufgaben der Ver-
ſammlung zu ſein, nicht nur die eigne, ſondern auch
die Ehre eines Jeden zu ſchützen. Es iſt eine der
größten Aufgaben für eine ſtändiſche Verſamm-
lung, die Ehre derjenigen zu ſchützen, welche
die Staatsgewalt durch Anwendung ihres ſubjek-
tiven Ermeſſens aus unſrer Mitte zieht. Jch for-
dere Sie darum auf, meine Herren, daß Sie dieſen Punkt
der ſtandiſchen Ehre, die Beſchützung der Unterdrück-
ten gegen die Staatsgewalt beſonders beruckſichtigen
mögen. Mehrere Stimmen: Sehr gut.) Ein anderer Punkt
iſt der: Jſt es wahr, daß die politiſche Tendenz des Grafen
von Reichenbach eine Veranlaſſung geweſen iſt zu deſſen Be-
ſcholtenheits Erklaärung? Jch glaube, daß gerade jetzt, wo
das Jntereſſe fur Politik im Lande immer lebhafter wird,
wir um ſo mehr Urſache haben, dahin zu ſtreben, daß von keiner
Seite jemals politiſche Anſichten eines Jndividuums auf die
Entſcheidung über politiſche Rechte einwirken mogen. Wir
haben zu dieſem Streben um ſo mehr Grund,
weil man nie wiſſen kann, wie die Dinge ſich
wenden. Anſichten konnen ſich andern, und heute kann
verfolgt werden, wer geſtern nicht verfolgt wurde. Gerechtig-
keit alſo, welcher Meinung man auch angehoöre, iſt die erſte
Pflicht, die geübt werden muß. Nun geſtehe ich meinerſeits,
daß ich allerdings die Anſichten des geehrten Abgeordneten
von Breslau inſofern theile, als die Staatsregierung einen
Werth darauf legt, politiſche Schriftſteller, welche Anſichten
vertreten, die der Regierung entgegen ſind, unwirkſam
zu machen. Um dieſes zu erweiſen, meine Herren, erlaube
ich mir ein Paar Falle anzufuhren (es entſteht Larm
und Widerſpruch) „Jch bitte ſehr ich bin in meinem
vollen Rechte. Vor allem muß ich Sie darauf aufmerkſam
machen, daß man hier einen Prozeß angefangen hat wegen
eines Gegenſtandes, der wirklich in ſeiner Art, wie er hier
vorliegt, ein höchſt geringfügiger iſt, wegen einer Handlung,
die, wie ſchon von einem Redner bemerkt wurde, von Vie-
len unter uns begangen worden iſt.“ Mißbilligung von
mehrern Seiten.) „Es iſt namlich der Fall, daß Jemand ein
Buch, worin verbotene Dinge ſtehen, einem ſeiner Bekannten
gegeben hat. Wer hat dies mehr gethan, verbotene Schrif-
ten, hochverratheriſche Anſichten zu verbreiten, als gerade
die Staatsregierung ſelbſt?“ (Vielſeitiger Widerſpruch;

der Marſchall verlangt aber, den Redner ausſprechen zu laſſen,
um zu hören, wie er das erklare.) „Die Staatsregierung
hat in ihrer hier erſcheinenden Allg. Preuß. Zeitung Auszuge
aus Schriften veröffentlichen laſſen, die im höchſten Grade
ſtrafbar waren, ſo ſtrafbar, wie nach meinem Wiſſen ſchwer-
lich das Buch geweſen iſt, wovon es ſich hier handelt. Die
Verbreitung dieſer Schriften iſt durch die Zeitung unter die
ganze Nation erfolgt. Jch tadle die Regierung darum nicht,
im Gegentheil ich lobe ſie deshalb denn ſie hat zu erkennen
gegeben, daß ſolche Schriften für das Volk nicht gefährlich
ſind; denn da ſie dieſes erklart hat, ſo mag ſie in
dieſer Beziehung auch weniger angſtlich ſein.“ Sehr
wahr, ſehr wahr!) „Meine Herren, ich führe Jhnen noch
einen Fall an, woraus Sie auch erſehen, daß man einen
Prozeß gegen einen Schriftſteller angefangen hat, der
offenbar in ſich die großte Unbegruundetheit trug. Wie konnte
man ſich nur denken, daß ein begüterter Fabrikant kommuni-
ſtiſchrevolutionare Umtriebe gemacht habe! Und dennoch hat
die Staatsregierung einen Polizeiagenten unter falſchem Na
men im Lande herum reiſen laſſen und es dadurch ſo weit
gebracht, daß man jenen Mann verhaftete.“ (Merkmale gro-
ßer Senſation in der Verſammlung.) „Ja, meine Herren!
Es iſt Wahrheit. Sie ſteht aktenmaßig feſt. Dieſer Mann
wurde in Kriminalunterſuchung genommen, mußte aber voll
ſtandig freigeſprochen werden. Jch konnte Jhnen, meine
Herren, noch mehr dergleichen Falle anfuhren, ich will es
aber unterlaſſen, inſofern die Staatsregierung nicht
ſelbſt wunſcht, daß ich fortfahre. Jch bin bereit
da zu.“ (Der Landtagskommiſſar hatte nichts dagegen zu
erinnern, in der Verſammlung aber entſtand Unruhe der
Redner fuhr daher fort:) „Nun, meine Herren, ich komme
zur Nutzanwendung. Es ſind in wohlmeinender Abſicht die
Miniſter auf das Wohl des Staats ſo gut wie Einer von
uns bedacht; allein in ihrer Auffaſſungsweiſe werden, wie
ich dargeſtellt habe, gegen politiſche Schriftſteller Unterſu-
chungen aus politiſchen Grunden eingeleitet, die nicht in
anderer Beziehung wichtig ſind. Jch wünſche nun, daß die
Staatsregierung dieſen Weg verlaſſen moge. Die darin
liegende Tendenz iſt die nämliche, wie die, welche in den
Beſtimmungen des Beſcholtenheits-Geſetzes, welche wir ver
worfen haben ſichtbar war. Jch wuünſche, daß die Mit-
glieder des Miniſteriums dieſe Tendenz verlaſſen daß ſie
das Vertrauen zur Nation zur Wahrheit werden laſſen,
daß jeder, der nicht das Vertrauen ſeiner Standesgenoſſen
verloren hat, auch hier zu ſitzen das Recht habe.

Jn Erwiderung darauf erklärte der Landtagskommiſſar,
»daß ihm die Akten über die Angelegenheit des
Grafen von Reichenbach nicht bekannt waären,
um die ausgeſprochenen Behauptungen widerlegen zu koön-
nen.“ Kurz vorher hatte er aber in Antwort auf die Rede
des Abg. Milde das Promemoria als ein ſolches hinge-
ſtellt, wodurch die Akten fur die Kurie entbehrlich würden.
Hinſichtlich der Allg. Pr. Ztg. erklärte er, „daß ſie nur in
ihrem amtlichen Theile eine amtliche Zeitung ſei, und daß
das, was in dem nichtamtlichen Theile erſcheine, von der
Regierung nicht ausgehe, der angegriffene Aufſatz daher
auch kein Regierungsaufſatz ſei.“ Hanſemann entgeg-
nete darauf: Ich bin vollkommen uüberzeugt, daß der
Landtagskommiſſar dergleichen Artikel nicht in einer andern
Zeitung ſtehen laſſen wurde und daß, weil die Cenſur es
hier hat ſtehen laſſen, es einzig und allein mit dem Willen
der Regierung geſchehen iſt. Wieiter bemerkte der Land-
tagskommiſſar, was den Fall des Fabrikanten aus dem
Rieſengebirge betreffe, ſo ſei zu mehrern Seiten zu amtli-
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chem Protokoll entdeckt worden, daß mehrere Perſonen
eine Verſchwörung gegen das Leben Sr. Majeſtät des Kö
nigs und auf eine Staatsumwälzung eingegangen hätten,
und Denuncianten hätten den Fabrikanten aus dem Rie-
ſengebirge als Mitverſchworenen bezeichnet. Die Pflicht
der Staatsregierung ſei geweſen, dieſe Denunciationen zu
verfolgen.

Hierauf ſprachen noch gegen das Gutachten Abg. v. d.
Heydt und fur daſſelbe das Mitglied des Miniſteriums der
Innern Abg. von Maſſow, der Oberbaurath Steinbeck
und der ritterſchaftliche Abgeord. von Gilgenheimb.
Graf Renard rieth den Antrag der Abtheilung und die
geſtellten Amendements ganz fallen zu laſſen dagegen zu
petitioniren, daß zwiſchen dem Geſetze, welches dem Land-
tagskommiſſar ſeine Pflicht vorſchreibt, und demjenigen
Geſetze, welches den Kreisſtänden das Urtheil über Be-
ſcholtenheit zuweiſt, Einklang hergeſtellt werde. Das Be-
ſcholtenheitsgeſetz ſei dazu nicht ausreichend, weil dieſes
mit ſich ſelbſt im Widerſpruche ſtehe. Und die bisherigen
geſetzlichen Beſtimmungen wären von der Art, daß einer
in dieſem Kreiſe fur beſcholten erklärt werde, während er
es nicht in dem andern Kreiſe ſei. Der Redner fuhrte an,
daß er in 5 Kreiſen angeſeſſen ſei, und der Fall ſei gar nicht
undenkbar, daß er einmal drei Fuünftel beſcholten und zwei
Funftel unbeſcholten werde. Alsdann ging die Verſamm-
lung zur Abſtimmung über und lehnte mit großer Majo-
rität die Frage, ob der König um die Einberufung des
Grafen Reichenbach gebeten werden ſolle, ab. Eben ſo
wurden die beiden Amendements, daß der Landrath Hoff-
mann als Stellvertreter oder daß Graf Reichenbach nach
erlangter Freiſprechung als Abgeordneter beſtätigt werde,
abgelehnt.

Dem vereinigten Landtage waren 10 Petitionen über
Erweiterung des Petitionsrechts zugegangen und der be-
treffenden Abtheilung zur Begutachtung uüberwieſen. Die
Kommiſſion ſtattete ihren Bericht ab und gab an, daß die
Petitionen ihrem Jnhalte auf Modifikation 1) der Be-
ſchränkung des Petitionsrechts auf eine Majoritat von
in jeder der beiden Kurien; 2) der Beſchrankung deſſelben
auf die Mitglieder des Landtages; 3) der Beſchränkung
der fruher zurückgewieſenen Petitionen; 4) der Beſchrän-
kung des Petitionsrechts bei den Provinziallandtagen 5)
der Beſchränkung deſſelben auf innere Angelegenheiten
antrugen. Die Abtheilung leitete ihr Gutachten mit fol-
genden Worten ein:

Das Petitionsrecht iſt das natürlichſte, das heiligſte Recht
eines Volkes. Jn den abſoluteſten Staaten iſt jedem Unter
than das Recht der Bitte' gewährt. Das Allgemeine Landrecht
geſtattet ausdrucklich jedem Unterthan, ſeine Zweifel, Einwen-
dungen und Bedenklichkeiten gegen Geſetze und andere Anord-
nungen im Staate, ſo wie uberhaupt ſeine Bemerkungen und
Vorſchläge uber Mangel und Verbeſſerungen, dem Oberhaupte
des Staates anzuzeigen. Wie viel mehr muß dieſes Recht den
Standen zur Seite ſtehen, denen als geſetzmäßiges Organ des
Landes in den wichtigſten Angelegenheiten eine berathende, ja
theilweiſe entſcheidende Stimme eingeräumt iſt. Wo in Deutſch
land Landſtände eingerichtet waren, da iſt das Petitionsrecht
immer im ausgedehnteſten Umfange ausgeübt worden. Es wurde
ſtets zu den weſentlichſten Vorrechten und Pflichten der Stande
gerechnet, die Wunſche des Landes unmittelbar an den Thron
zu bringen. Je freier und umfangreicher dieſe Unmittelbarkeit
durch ungetrubte Ausubung des Petitionsrechts ſich ausbildet,
deſto inniger und ſegensreicher wird das Band der Liebe und
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des Vertrauens zwiſchen Furſt und Volk ſich befeſtigen. Jede
Beſchränkung aber, welche zum Zwecke hat, da, wo die Stande
ſich berufen fuühlen, fur die Wunſche des Volkes vermittelnd ein
zutreten, den geſetzmäßigen Weg zum Thron zu erſchweren, jede
ſolche Beſchränkung kann nur einen betrübenden Eindruck her
vorrufen, indem ſie die öffentliche Meinung, welche jede Regie
rung mehr oder minder zu beachten hat, hindern wurde, ſich auf
geſetzmäßigem Wege Bahn zu brechen. Von dieſem allgemeinen
Geſichtspunkte ausgehend, ſchreiten wir nun zur Erörterung der
ſpeziellen Antrage.

Die Beſtimmung, nach welcher Bitten und Beſchwerden
des Vereinigten Landtags nur bei einer Stimmenmehrheit von
zwei Drittheilen in beiden Kurien an den Thron gelangen duür
fen, wird in mehreren Petitionen als ein das Petitionsrecht zu
ſehr beengendes Hemmniß hervorgehoben. Es iſt dabei ange-
führt worden daß, wahrend es in allen Kollegien Regel ſei,
nach Stimmenmehrheit Beſchlüſſe zu faſſen, hier ganz abwei-
chend von dem ſonſt allgemein als richtig anerkannten Verfah
ren die Entſcheidung in die Hand einer Minoritat gelegt ſei,
indem ſie die mit Stimmenmehrheit votirten Petitionen beſeiti-
gen könne. Es wird darauf aufmerkſam gemacht, daß es ſich
ja gar nicht um Beſchluſſe handle die zu einer unmittelbaren
Wirkſamkeit gelangen es vielmehr nur darauf ankomme, die
Beſchwerden, Wunſche und Bitten des Volkes durch ihre Ver
treter dem Landesvater vertrauungsvoll vorzulegen und Seiner
Weisheit und Gerechtigkeit die weitere Erwägung und Entſchlie
ßung zu uberlaſſen. Durch ein Zuruckfuühren des kunſtlichen
Stimmen-Verhaltniſſes auf das naturliche werde das Petitions-
recht erſt zu einer Wahrheit erhoben. Seien die Abgeordneten
als die Vertreter der Rechte ihrer Stände zu betrachten, ſo folge
daraus von ſelbſt, daß die von ihnen durch Stimmenmehrheit
ausgeſprochenen Wunſche, Bitten und Beſchwerden auch als von
der Mehrheit der Vertretenen ausgehend anzuſehen ſeien. Von
einem ſehr untergeordneten Grade von Wichtigkeit und Bedeu
tung muſſe eine Vertretung ſich darſtellen, welche ſich in ihrer
Majorität nicht einmal im unbeſchränkten Beſitze eines Rechts
befinde, welches das Allgemeine Landrecht jedem Unterthanen
einrääume.

Wenn dagegen die einfache Stimmenmehrheit hinreichend
ſei, um das Land mit neuen Steuern und mit Anleihen zu be
laſten, ſo ſcheine daraus zu folgen, daß dies als ein Gegen-
ſtand von minderer Wichtigkeit angeſehen werde, als das Peti-
tionsrecht. Es ſei dies indeß ein weſentliches Attribut der Volks
vertretung, das nicht verkummert werden durfe, und welches das
recht eigentliche geſetzliche Mittel ſei, Abhuülfe von etwanigen
Unregelmäßigkeiten herbeizufuühren, um die Krone mit den Wun-
ſchen der Unterthanen bekannt zu machen, ſo daß die auf reif-
licher Erwägung und erſchöpfender Beſprechung beruhenden Be
ſchlüſſe guch bei einfacher Stimmenmehrheit wohl Anſpruch dar-
auf haben durften, zur Kenntnißnahme Sr. Majeſtät vorgelegt
zu werden. Billigkeit und Gerechtigkeit erfordern auch bei Pe
titionen das bei der wichtigen Steuerbewilligung als richtig an
erkannte Prinzip der einfachen Stimmenmehrheit.

Unter Hinweiſung auf die ſpeziellen Jntereſſen und das
Vertretungsverhaältniß der einzelnen Stände wird ſodann die
Schwierigkeit beleuchtet, welche für den Stand der Städte und
den Stand der Landgemeinden bei Petitionen in Angelegenheiten
ihres Standes dadurch entſteht, daß der Stand der Ritterſchaft
allein ungefähr uüber eben ſo viele Stimmen zu verfugen hat,
als die beiden anderen Stande zuſammengerechnet, ſo daß der
Stand der Ritterſchaft bei der jetzt erforderlichen Stimmenmehr-
heit von zwei Drittheilen die von den beiden anderen Standen
einſtimmig votirten Petitionen nach Umſtänden einſeitig zu hin-
dern die Macht habe.
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Endlich wurde angefuhrt, daß, wenn es fruüher ſchon ſchwie-
rig geweſen ſei, bei Provinzial Landtagen eine Stimmenmehr-
heit von zwei Drittheilen zu erlangen, nun nach Einſetzung der
Herren Kammer und bei der Bedingung, daß in jeder der bei
den Kurien eine Majorität von zwei Drittheilen gefordert werde,
dem naturlichſten aller Rechte, dem Rechte der Bitte, eine die
treue Geſinnung der Stande wahrhaft betrubende Schranke ge-
ſetzt worden ſei. Jetzt ſei der Fall denkbar, daß eine in der
zweiten Kurie von allen Abgeordneten des Landes einſtimmig
votirte Petition ſelbſt bei Zuſtimmung der Majorität der Her-
ren Kurie durch eine aus wenigen Perſonen beſtehende Mino-
ritäaät der Herren Kurie verworfen werden könne. Es ſei ohne-
hin ſchon ſchwieriger, die einfache Majorität in jeder der beiden
Kurien getrennt als die Majorität von zwei Drittheilen in einer
Verſammlung zu erzielen.

Außer dieſen zur Unterſtuützung der Petitionen angefuührten
Gründen, denen die Abtheilung bei der Berathung in ihrer Ma-
joritaät beitrat, wurde noch die Erwägung geltend gemacht, daß,
wenn fruher wohl bei Petitionen der Provinzial- Landtage der
Fall habe vorkommen können, daß von einem zu engen Ge-
ſichtspunkte ausgegangen ſei, oder irgend ein Mißverſtandniß,
eine irrige Beurtheilung, oder auch ein Mangel an Sachkennt-
niß zu Grunde gelegen habe, doch bei dem Vereinigten Land-
tage um ſo mehr eine gruündlichere und umſichtigere Erörterung
aller Petitionen zu erwarten ſtehe, als nicht nur bei den Ple-
nar- Berathungen ſondern auch bei der Verhandlung in den
Abtheilungen die Anweſenheit des Kommiſſars, dem nach H9. 26.
des Reglements alle Antrage abſchriftlich mitzutheilen ſeien, ſo
wie die nach F. 12. ſammtlichen Staats Miniſtern und den
außerdem delegirten Beamten eingeraumte Befugniß, dafür
Bürgſchaft gewahren, daß alle nöthigen Aufklärungen ertheilt
und alle Mißverſtändniſſe berichtigt werden.

Endlich wurde die Wahrnehmung in Betracht gezogen, daß
uüberall, wo auf den Provinzial-Landtagen bei Petitionen uber

erhebliche Tagesfragen zwar nicht die Majorität von zwei Drit-
theilen, doch aber eine entſchiedene Majorität ſich herausgeſtellt
habe, eine gewiſſe Verſtimmung nicht nur in der Verſammlung,
ſondern ſelbſt in den Provinzen ſich gezeigt, und daß eben dieſe
Verſtimmung in der Regel nur ein um ſo lebhafteres Drängen
zu einem erfolgreicheren Ziele, ja auch zu wirklich erfolgreicheren
Reſultaten auf folgenden Provinzial Landtagen geführt habe,
eine Wahrnehmung, welche insbeſondere fur die centralſtandiſche
Verſammlung eine ernſte Beachtung verdiene.

Von Seiten der Minorität der Abtheilung wurde dagegen
eingewandt, daß in Fällen, bei welchen nur eine kleine Majo-
ritaät, vielleicht nur die Majoritat einer Stimme ſich für die
Annahme von Petitionen entſcheide, die öffentliche Meinung,
die Stimme des Landes nicht ſo zuverläſſig konſtatirt ſei, als
bei einer Majorität von zwei Drittheilen in jeder der beiden
Kurien daß ferner die einfache Majoritat die Anbringung von
Petitionen zum Nachtheile des Beſtehenden gar zu ſehr erleich
tert, und es daher zweckmäßig erſcheine, es bei den eben erſt
erlaſſenen Beſtimmungen ſo lange zu belaſſen, bis die Erfahrung
eine Aenderung als wunſchenswerth werde herausgeſtellt haben.
Auch wollte die Minoritat das den einzelnen Unterthanen zuſte-
hende Petitionsrecht als Motiv für den vorliegenden Antrag
nicht als zutreffend anerkennen, indem es in der Wirkung ein
erheblicher Unterſchied ſei, ob ſich ein einzelner Unterthan oder
ob ſich eine ſtändiſche Verſammlung mit einer Petition an den
Thron wende.

Bei der von dem Herrn Vorſitzer ſchließlich veranlaßten
Abſtimmung erklärte ſich die Abtheilung mit einer Majorität
von 11 gegen 5 Stimmen fur die Bevorwortung des Antrags,
der dahin geht:
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daß Se. Majeſtät gebeten werde, die exceptionelle Beſtim-
mung einer Majorität von zwei Drittheilen fur anzubringende
Bitten und Beſchwerden aufzuheben, reſp. dahin Allergnädigſt
zu modifiziren, daß nicht nur in der Regel, ſondern bei allen
Abſtimmungen einfache Stimmenmehrheit entſcheide.

Es war voraus zu ſehen, daß der Antrag Widerſpruch
finden wurde, namentlich traten als Gegner deſſelben der
Graf von Renard aus Schleſien, Graf von Helldorf
aus Wollmirſtedt in Sachſen, Geheimrath von Maſſow
aus dem Miniſterium des Innern und Freiherr von Pa-
tow, beide von der brandenburgiſchen Ritterſchaft, auf.
Als Vertheidiger des Abtheilungsgutachtens ergriffen das
Wort die Abgeordneten Dittrich, Hirſch, Möwes, v. d.
Heydt, Knoblauch, Sommerbrodt, von Gott-
berg, von Auerswald und Graf von Schwerin.
Jn der darauf folgenden Abſtimmung entſchied ſich eine
große Majorität fur den Antrag der Kommiſſion, daß bei
allen Abſtimmungen die einfache Stimmenmehrheit ent-
ſcheide. Darauf ſchlug der Abgeordnete von Patow ein
Amendement vor, daß bei Entſcheidung durch einfache Ma-
joritaät die Grunde der Minorität mit angefuhrt werden
ſollen. Mit mehr als zwei Drittel der Stimmen wurde
dieſes Amendement verworfen.

Aus der weitern Mittheilung des Gutachtens zog der
Marſchall die auch von der Kommiſſion abgelehnten zwei
Fragen: 1) daß fur die Anbringung einer Petition ſchon
zwei Drittel der Stimmen hinreichend ſein ſollen, wenn
die Mitwirkung der andern Kurie ausgeſchloſſen bleibt;
und 2) daß auch ohne Mitwirkung der andern Kurie das
Anbringen einer Petition ſchon mit bloßer Stimmenmehr-
heit zuläſſig ſei. Beide Fragen lehnte die Verſammlung ein-
ſtimmig und ohne Diskuſſion ab. Damit war die Sitzung
geſchloſſen.

Berlin, d. 26. Mai. Se. Excellenz der kaiſerlich
öſterreichiſche Feldmarſchall-Lieutenant, Graf Schlik, iſt
von Hamburg hier angekommen.

Belgien.
Brüſſel, d. 21. Mai. Die Zeitungen veroöffentlichen

ein Rundſchreiben des Biſchofs von Luttich an die Geiſt-
lich keit ſeiner Diözeſe in Betreff der bevorſtehenden Wah-
len worin es unter Anderem heißt: Die Herren Pfarrer
werden ſich in ihren reſpectiven Doörfern der Stimmen ver-
ſichern und ſich an der Spitze der gewonnenen Wahler nach
dem Wahlorte begeben; fur den Fall, daß die Reiſe dahin
zu Fuß, wegen des langen Weges oder aus irgend einem
andern Grunde, unmöglich wäre, ſo wird dem Pfarrer
ſtreng auferlegt, fur das nöthige Fuhrwerk zu ſorgen. Auf
Einwendungen oder Entſchuldigungen wird keine Ruckſicht
genommen werden da die betreffenden Perſonen zeitig ge-
warnt worden ſind. Das Miniſterium hat, mit An-
drohung der Abſetzung, den vier Directoren des Finanz-
Departements die Pflicht auferlegt, in einem Rundſchrei-
ben allen ihren Untergebenen einzuſchärfen, daß ſie, bei
Strafe der Ungnade, durch alle ihnen zur Verfügung ſte-
henden Mittel die miniſteriellen Candidaten zu unterſtuützen
haben. Das Departement der Finanzen iſt in dieſer Be-
ziehung das einflußreichſte, weil es über die Steuer-Ein-
nehmer gebietet, welche in Belgien auf dem platten Lande
neben den Notaren, den Vieharzten, den Aerzten, den Bur-
germeiſtern (ſeit dem neuen Gemeinde-Geſetze gleichfalls von
der Regierung abhangig) und den Pfarrern die Herren der
Dörfer ſind. Jn Mecheln wurde unter dem Vorſitze des
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Erzbiſchofes eine Verſammlung der Biſchoöfe und vieler
hochgeſtellten Geiſtlichen in Betreff der WahlAngelegenhei-
ten gehalten, und es ſind von den Biſchöfen Verhaltungs-
befehle, in dem Sinne der von dem Biſchofe von Luttich
erlaſſenen, an ſämmtliche Pfarrer der uübrigen Dioözeſen
ertheilt worden. Man ſieht welchen ſchweren Stand die
liberale Parthei haben wird und wie ſie ſich im Falle eines
Sieges wird rühmen köonnen, die wahre unabhängige Mei-
nung des Landes zu vertreten.

Großbritannien und Jrland.
London d. 19. Mai. An des verſtorbenen Earl of

Besborough Stelle iſt Lord Clarendon nun wirklich zum
Lordſtatthalter von Jrland ernannt worden. Lord Claren-
don iſt derſelbe, der unter dem Namen George Villiers
als engliſcher Geſandter in Spanien geweſen iſt. Er war
zuletzt Handelsminiſter und iſt in dieſer Eigenſchaft durch
Labouchere erſetzt worden. Fur den durch letztere Ernen-
nung erledigten Poſten eines Staatsſekretairs von Jrland
wird von den engliſchen Blättern noch kein Kandidat be-
zeichnet. Lord John Ruſſell hat bei dieſem Anlaß er-
klart, daß die Regierung in dieſem Augenblick nicht die
Abſicht habe, in den Verhältniſſen und Funktionen des
Vicekönigs von Jrland irgendwelche Veränderung eintreten
zu laſſen.

Es iſt nunmehr gewiß, daß der Contreadmiral Na-
pier ſeine Flagge auf dem 2 St. Vincent von 120 Ka-
nonen in Portsmouth aufziehen und ſich mit drei Drei-
deckern und einigen Dampfbooten nach Liſſabon begeben
wird, um den Admiral Parker zu erſetzen, da des Letztern
Anweſenheit im mittelländiſchen Meer dringend nothwendig
geworden iſt.

Vermiſchtes.
Berlin, d. 26. Mai. Berl. Sp. Ztg.) Geſtern

fruüh zwiſchen 6 und 6 Uhr zog ein ſchweres Gewitter
mit ſtarkem Hagelſchlag, von Weſten kommend, uber
die Stadt und Feldmark von Berlin hinweg. Der Hagel
war von verſchiedener Große, der kleinſte wie Erbſen und
Haſelnuſſe, der großte wie Taubeneier und kleine Huhner-
eier, auch fiel er ziemlich dicht, ſo daß er den Boden zu-
ſammenhangend bedeckte; trotz deſſen iſt der Schaden ge-
ringer, als man fürchten mußte. Das Wetter ging nam-
lich ſehr langſam und ohne Sturm, ſo daß der Hagel meiſt
ſenkrecht niederſchlug. Das Korn auf dem Felde hat, ſo
weit wir es geſehen haben faſt gar nicht gelitten, unge-
achtet es gerade in dem Wuchs ſteht, wo es am Leichteſten
verletzt wird: es wiegt ſich in den Aehren und geht in die
Blüte. Sehr bedeutend iſt dagegen der Schaden in den
Garten, an Wein, Obſt 2c. eine Menge der jungen Fruchte,
ja ganze kleine Zweige, wurden herabgeſchlagen, indeß
bleibt noch genug des Segens, wenn Das was vorhan-
den iſt, erhalten wird, und die Garten bieten nach dieſem
erſchrecklichen Wetter, welches mit furchtbarem Rauſchen
uüber uns hinwegzog, keineswegs den troſtloſen Anblick, den
wir furchten mußten. Kein Baum iſt kahl und entkblattert.
Die Gebäude aber, welche dem Windzug ausgeſetzt waren,
haben an Fenſterſcheiben großen Verluſt gehabt; unſere Of-
ſizin hat allein gegen 90 eingebüßt: bei Gropius wurden
die Gläſer zerſchlagen- und die Splitter durch die Gemälde
getrieben. Faſt alle große, freiſtehende Gebäude, z. B.
das Kammergericht, die Sternwarte, die Kirchen u. ſ. w.,
eben ſo die ſtädtiſchen Gaslaternen, haben bedeutend ge-

litten. Der Verluſt geht in die Tauſende von Thalern.
Erfreulich iſt es, daß trotz des in unſerer Gegend uner-
hört großen und ſchweren Hagels, der durchgehends aus
feſten Maſſen, zum Theil aus ganz durchſichtigem Eiſe be-
ſtand ſo viel man bis jetzt von Landleuten aus der Nähe
erfahren den Feldern kein Schade geſchehen iſt.

Ein anderer Bericht der Berl. Spen. Ztg. lautet: Wäh-
rend gegen Sonnenaufgang am 25. Mai der Himmel nur
von leichtem flockigen Gewoölk dann und wann uüberzogen
war, trieb kurz nach 5 Uhr ein WSW. einerſeits, ande-
rerſeits NNW. ein dichtes Haufengewölk zuſammen, das
in weiterer Entwickelung zu wunderbaren Wolkenformen ſich
unter ſtarken Blitzen, aber nur fernher rollendem Donner,
Anfangs in großen Waſſertropfen, dann mit veranderter
Windrichtung von N. und NNO. in Hageln entlud, wel-
che, wahrhaft verheereud in unſere Straßen und Garten
maſſenhaft herabſtürzten. Die Körner waren von wechſeln-
der Größe, eine große Mehrzahl aber zeigte bei angeſtell-
ter Meſſung 13““ rhein. M. im Längs- und Querdurchmeſ-
ſer und 7““ rhein. M. in der dritten Dimenſion, ohne je-
doch die größten geweſen zu ſein; ſie waren nicht ſowohl
kugelrund, als vielmehr käſeartig plattgedruckt. Jm Cen-
trum enthielten ſie einen großen, 3““ dicken, feſten, un
durchſichtigen weißen Kern, dieſer lag ſchaalenartig einge
kapſelt in einer 0,5““ dicken glashellen Eisſchicht, welcher
eine 0,5““ undurchſichtige weiße Schicht folgte, dann ſah
man wieder um dieſe eine glashelle Eisſchicht, dann wie
der eine undurchſichtige, dann eine 1,5““ dicke Eisſchicht
und endlich eine bis zur Peripherie gehende, undurchſich-
tige Schicht. Dieſe alſo conſtruirten, 12, Loth ſchwe-
ren Eismaſſen ſturzten auf die Bäume, ſchlugen Bluten,
Laub und Geäſt herab und zertrummerten, da ſie in einem,
wenn auch ziemlich ſpitzen Winkel, gegen die nach NO. und
O. gelegenen Fenſter trafen, die meiſten derſelben ſelbſt
die von Wetterrouleaux geſchützt geglaubten. So gingen
im Hauſe des Ref. allein auf einer Front 163 Scheiben
verloren!! Gleichzeitig mit dieſem Hagel ergoß ſich eine
ungeheure Waſſermaſſe, die an den Abzugskanalen ſich der
Art ſtauete, daß z. B. die von uns uüberſehbare Schu-
mannsſtraße gänzlich unwegſam geworden war, indem die
Waſſermaſſe von einer Seite der Straße zur andern ſich
erſtreckte und die erſchreckten Kellerbewohner zur Aufſchüt-
tung künſtlicher Dämme aufforderte, von denen jedoch man-
cher von der Fluth eingeriſſen wurde und die ſubterranen
Wohnungen mit Waſſer erfullte. Den Schaden zu ermeſ-
ſen, welchen dieſe nur eine Viertelſtunde andauernde Ka-
taſtrophe in der geſammten Stadt und auf den Fluren an-
gerichtet haben mag, liegt gänzlich außer unſerem Calcul;
doch in das Grauen der ſiebenten Morgenſtunde ſchien ſchon
wieder freundlich warme Fruühſonne, gleichſam verſöhnend
und beruhigend; möge nur auch die Hoffnung auf unſere
freudig wogenden Saaten nicht zu Schanden werden.

Am 22. Mai ſtarb in Darmſtadt E. E. Hoffmann,
durch gemeinnuützige Thätigkeit rühmlichſt bekannt.

Deutſch-katholiſche Gemeinde.
Sonntag den 30. d. früh 9 Uhr Gottesdienſt (Pfarrer Gieſe),

Nachmittags 2 Uhr Gemeinde- Verſammlung.

Der Vorſtand.

Freie Gemeinde.
Sonntag Nachmittags Punkt 2 Uhr Verſammlung.

Freitag Abends 7 Uhr desgl.



Bekanntmachungen.
Verpachtung der HerzoglichenS blau nebſt en da
zu sehr gen Vorwerken Tor-
nau, Behrensdorf, Meinsdorf

und Schlepkau.
Die Herzogl. Domaine Roßlau, nahe

an der Elbe und dem Anhaltepunkte der
Berlin- Anhaltiſchen Eiſenbahn belegen, ſo
wie die dazu gehörigen Vorwerke Tor-
nau, Behrensdorf, Meinsdorf und
Schlepkau, mit allen Gebäuden, Aeckern,
Wieſen und Gärten, auch allen Jnven-
tarien, Zubehörungen und Berechtigun
gen, ſollen im Auftrage Herzogl. Staats-
Schulden-Commiſſion in dem auf

den 23. Juni d. J.
anberaumten Termine von Johanni 1848
bis dahin 1860 an den Beſtbietenden öf-
fentlich verpachtet werden.

Es befindet ſich bei Roßlau eine Aue,
welche aus dem fruchtbarſten Weizenboden
beſteht, mit einem Walle nebſt Schleuſe
verſehen iſt, und können darin jährlich
10 bis 12 Wispel Getreide ausgeſäet wer-
den, während außerdem überhaupt eine
jährliche Ausſaat von durchſchnittlich 65
bis 70 Wispeln Getreide und circa 100
Wispel Kartoffeln ſtattfindet. An Wieſe-
wachs ſind circa 400 Morgen vorhanden,
worunter 196 Morgen Auenwieſen ſich be
finden auch iſt kürzlich zu Tornau eine
Brennerei nach neueſter Art angelegt, wel
che während der Brennzeit circa 800 Wis-
peln Kartoffeln verarbeitet.

Der. Viehbeſtand beſteht jetzt aus
22 Stück Pferden,
18 Zugochſen,
20 bis 25 Stück Milch-Kühen,
30 bis 40 Stück Jung und Maſtevieh,

und
50 Stück Schweinen von verſchiedenem

Alter,
auch kommen an 3000 Stück Schafe zur
Schur.

Pachtluſtige werden hierdurch geladen,
ſich beſagten Tages Vormittags 10 Uhr
auf hieſiger Rentkammer einzufinden, um

vorgängiger Einſicht der Verpachtungs-
edingungen wovon gegen die Gebühr

ſchriften auch vor dem Termine bei der
KawmerCanzlei zu erhalten ſind ihre
Gebote zu Protokoll zu geben und hat
der Beſtbietende mit Vorbehalt der Höchſt-
landesherrlichen Approbation den Zuſchlag
zu gewärtigen.

Unbekannte Bieter haben ſich beſonders
hinſichtlich ihrer Vermögens Verhältniſſe
und Qualifikation als Oekonomen gehörig
zu legitimiren, und der Meiſtbietende hat,
wenn es erfordert wird, der Herzogl. Kam-
mer-Kaſſe auf 2000 Thlr. Gold annehm

8

liche Sicherheit wegen ſeines Gebotes baar
oder in guten Papieren oder durch ſichere
Bürgſchaft zu beſtellen.

Cöthen, den 17. Mai 1847.
Herzogl. Anhalt. zur Rentkammer verord-

nete Präſident und Räthe.
v. Goßler.

Verpachtung
der Herzogl. Domaine Geuz.
Die herzogl. Domaine zu Geuz, eine

Viertelſtunde von der Reſidenz Cöthen, und
ganz in der Nähe der Eiſenbahnen nach
Berlin, Magdeburg, Leipzig und Bernburg
belegen ſoll im Auftrage herzogl. Staats-
ſchulden-Commiſſion in dem

auf den 22. Juni d. J.
anberaumten Termine von Johannis 1848
bis dahin 1860 an den Beſtbietenden, mit
Vorbehalt der Höchſtlandesherrlichen Appro
bation, öffentlich verpachtet werden.

Es befinden ſich bei dieſem Gute nahe
an 25 Hufen oder 684 Morgen 120 [Ru-
then rheinl. Gem. Acker von beſter Quali-
tät, 22 Morgen Wieſewachs, eine kürzlich
nach neueſter Art angelegte Brennerei, und
bezieht daſſelbe circa 300 Thlr. jährliche
Dienſtgelder, auch kann eine Schäferei von
800 Stück gehalten werden.

Pachtluſtige werden hierdurch geladen,
ſich beſagten Tages Vormittags 10 Uhr
auf hieſiger Rentkammer einzufinden, und,
nach vorgängiger Einſicht der Verpachtungs-
Bedingungen wovon gegen die Gebüh-
ren Abſchriften auch vor dem Termine bei
der Kammer-Kanzlei zu erhalten ſind,
ihre Gebote zu Protokoll zu geben.

Unbekannte Bieter haben fich gehörig zu
legitimiren und der Meiſtbietende hat, wenn
es erfordert wird der herzogl. Kaſſe auf
1000 Thlr. Gold annehmliche Sicherheit
wegen ſeines Gebotes baar oder in ſichern
Papieren zu beſtellen.

Cöthen, den 17. Mai 1847.
Herzogl. Anhalt. zur Rentkammer Ver-

ordnete Präſident und Räthe.
v. Goßler.

Nothwendiger Verkauf.
Land- u. Stadtgericht Delitzſch.

Das zu Mocherwitz belegene im Hy-
pothekenbuche unter Nr. 5 eingetragene, den
Johann Gottfried Graul'ſchen Erben
zugehörige Bauergut, abgeſchähzt auf

9011 Thlr. 5 Sgr. 5 Pf.
zufolge der nebſt Hypothekenſchein und Be-
dingungen in unſerer Regiſtratur einzuſehen
den Taxe ſoll

am 8. September 1847 von Vormittags
11 Uhr ab

an ordentlicher Gerichtsſtelle ſubhaſtirt wer
den.

mr

Gebauerſche Buchdruckerei.

Bei C. A. Schwetſchke und
Sohn in Halle iſt zu haben:
Vollſtändige, auf mehrjährige Erfah-
rung gegruundete Anleitung zur Fabrika-

tion der

Liquenunre,
künſtlichen Champagners, Rums, verſchie
dener Frucht Säfte, doppelten Brannt-
weine, Parfümerien und des Gas-Sprits.
Nebſt Zeichnungen einiger Deſtillir Appa-
rate und der bei einem Deſtillations- Ge
ſchäfte erforderlichen Geräthſchaften. Bear-
beitet von C. Jantzow. Mit 15 Abbil-

dungen. 8. Geh. Preis 15 Sgr.
n

Jm Nebenhauſe des grünen Hofes S

S vor dem Steinthor iſt ein Familien
logis von 4 Stuben, 3 Kammern,

S 1 Küche, Keller, Bodenraum, auf
S Verlangen auch Mitgebrauch von
S Pferdeſtall und Wagenremiſe, zu
S vermiethen und ſogleich zu beziehen.
S Das Nähere bei dem Eigenthümer

Gaſtwirth Lippert.

Be e e e e e
Unterzeichneter iſt mit dem Verkaufe

einer an der Unſtrut belegenen, ganz neu
erbauten Mühle nebſt Wohn und Wirth-
ſchafts-Gebäuden und den dabei befindlichen
Gärten beauftragt.

Dieſe Mühle beſteht aus 3 Mahlgän-
gen einer Oelmühle mit 10 Paar Stam-
pfen und einem Graupengange. Der Kauf-

SS S

e

S

preis iſt 16,000 Thlr. und kann da-
von hypothekariſch auf dem Gundſtücke ſte-
hen bleiben. Verkäufer iſt auch geſonnen,
dies Mühlengrundſtück gegen ein Ackergut
von gleichem Werthe zu vertauſchen.

Nähere Auskunft hierüber, ſowie den
Nachweis über den Verkauf von Gütern,
Gaſthöfen Material Geſchäften u. ſ. w.,
wird auf portofreie Anfragen ertheilen

Wiehe, den 24. Mai 1847.
C. Flohr, Commiſſionair.

Mittwochs nach Trinitatis, den 2. Juni,
Nachmittags 3 Uhr, wird der Zweigverein
zur Guſtav-Adolph- Stiftung innerhalb der
Ephorieen Bitterfeld, Brehna, Delitzſch
und Gollme ſeine Jahres- Verſammlung
diesmal ohne kirchliche Feier im Saale
des Herrn Lippmann zu Bitterfeld
halten wozu alle Mitglieder des Vereins
hierdurch eingeladen werden.

Holländiſchen Käſe empfing und empfiehlt
im Ganzen und Einzeln

Fr. Wilh. Dalchow.

Jm
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Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Länd.
Freitag, den 28. Mai 1847.

Frankreich.
Paris, d. 20. Mai. Die Kommiſſion der Deputir-

tenkammer fur die algeriſchen Angelegenheiten hat geſtern
ihre letzten Beſchluſſe gefaßt. Sie wird darauf antragen,
das Miniſterium ſolle gehalten ſein, der Kammer in der
Seſſion des Jahres 1848 von den Maßnahmen Rechen-
ſchaft abzulegen die es zur Einführung einer geregelten
Civiladminiſtration in Algerien getroffen. Herr von Tocque-
ville, der Berichterſtatter, wird die Berleſung des Berichts
morgen in der Kommiſſion beginnen, der dann wahrſchein
lich am 25. Mai auf dem Bureau des Pra ſidenten nieder
gelegt und in den erſten Tagen des nächſten Monats auf
die Tagesordnung kommen wird.

R

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und Preuß. Gelde.)

Magdeburg, den 26. Mai. (Nach Wispeln.)
Weizen 122 Gerſte mRoggen Hafer 49 51Waſſerſtand der Saale bei Halle.

am 26. Mai Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 6 Zoll.
am 27. Mai Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 6 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 26. Mai: 3 Zoll unter 0.

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 26. bis 27. Mai.

Jm Kronprinzen Se. K. Hoheit der Erbgroßherzog Ludwig von
Heſſen Darmſtadt m. Gef. u. Dienerſch. a. Darmſtadt. Hr.
Major Cameſaska, Hr. Hofrath Zimmermann u. Hr. Jnſpektor
Schnittspahn a. Darmſtadt. Jhro Exc. die Frau Wirkl. Staats
rathin v. Knörring m. Dienerſch. u. Hr. Dr. Ozenne a. Peters-
burg. Se. Exc. der Hr. Generallieut. u. Div -Kommand. v. He
demann, Hr. Oberſt v. Suckow u. Hr. Hauptm. u. Adjut. v.
Kirchbach a. Erfurt. Hr. Rektor Griverus a. Oldenburg. Hr.

rof. Lepſius a. Berlin. Die Hrrn. Dr. med. Schubrich m.
em. a. Hannover, Thomas m. Gem. a. Berlin. Hr. Rentier

Eulitz a. Breslau. Hr. Optikus Nachmann a. Baden. Graf
Moritz v. Lottum a. Pforte. Die Hrrn. Kaufl. Jantzen a. Leip-
ig, Sommer a. Cöln, Schumann a. Hamburg, Roſenkranz a.
remen.

Stadt Zürich Frau Dr. Meyer, Frl. Held u. die Hrrn. Kaufl.
Oeſterley u. Scholze a. Berlin. Die Hrrn. Kaufl. A. u. M.
Döhner a. Hamburg, Fürer a. Mühlhauſen, Trautmann a. Bie-
lefeld, Franke a. Cöln, Lehn a. Wurzen, Strutzky a. Schmiede-
berg, Muühlen a. Rheidt, Fricke a. Prag. Die Hrrn. Dr. med.
Wuüſteler u. Schutz a. Prag. Hr. Univ. Muſik Dir. Wohler a.
Greifswalde. Hr. Gutsbeſ. Trenk a. Magdeburg. Hr. Major
u. Command. v. Borke a. Delitzſch. Hr. Rittergutsbeſ. Apel a.
Leipzig. Hr. Dr. med. v. Wittich a. Königsberg. Hr. Amtm.
Handt a. Farrnſtedt.

Goldnen Ning: Hr. Oekon. Breyer a. Frankenhauſen. Hr. Schreib-
lehrer Knauth a. Dresden. Hr. Fabrik. Stegmann a. Chemnitz.
Die Hrrn. Kaufl. Alberſtedt a. Gera, Vogel a. Leipzig.

Goldnen Löwen Die Hrrn. Kaufl. Biſch a Hall, Suppke a.
Herford, Tauſcher a. Gotha. Hr Rentier Fasquel a. Berlin.
Hr. Brauereibeſ. Stolz a. Voreſte. Hr. Mühlenbeſ. Fach a.
Mansfeld.

Schwarzen Bär: Die Hrrn. Kaufl. Staude a. Hildesheim, Thie
me a. Bingen. Hr. Oekon. Fiſcher a. Cotbus. Hr. Fabrik. Lan
ge a. Marvburg.

Stadt Hamburg: Die Hrrn. Mühlenbeſ. Munſche a. Gorfier,
Kräame a. Berlin. Hr. Oekon. Ehrhardt a. u Hr.
Goldarb. Wolfgang a. Gotha. Die Hrrn. Kaufl. Berdin a.
Magdeburg Leidhold u. Hr. OLGRef. Keuffel a. Naumburg.

Goldne Kugel: Die Hrrn. Kaufl. Eſchrich a. Jena, Riedlin a-
Bologna, Engelhard a. Halberſtadt, Lange a. Berlin. Die
Hrrn. Maler Emmerling u. Eſchrich a. Rautenbach. Fraul.
Lambo a. Hildburghauſen. Hr. Prediger Schööner a. Dahnsdorf.
Hr. Maſchinenmſtr. Sauſt a. Magdeburg.

Zur Eiſenbahn Hr. Oberſtlieut. v. Schluſſer, Hr. Prem. Lieut.
v. Boſſe u. die Hrrn. Kaufl. Sanne u. Lieder a. Berlin. Die

Hrrn. Oekon. Gramm u. Jmme a. Wittenberg.
Möhtel de Prusse: Hr. Kaufm. Müller u. Hr. Conduct. Müller

a. Erfurt. Hr. Cand. theol. Otto a. Gotha. Hr. Maurermſtr.
Du u. die Hrrn. Stud. Kleſinger, Vogel u. v. Bülow a.

erlin.

Fonds- und Geld-Cours.
Berlin den 26. Mai.

Zf. Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.St. SchuldSch. 31/, 93 93 PNomm. Pfndbr. 3i/, 94 93,
Seeh. Präm. K. u. Nm. do. 3 95Scheine. 957 95 Schleſiſche do. 31 97
Kur u. Num. do. Lt. B. ga-Schuldverſchr. W 90! rant. do. 32
Berliner Stadt
Obligat. 3 93 JWſtpr. Pfandbr. 3 933 FFrödrchsd'or. 137 13Großh. Poſ. do. 4 1025 Auguſtd'or. 12 11do. do. 3 925 6 d al war.
Oſtpr. Pfandbr. 3 96 951 Disconto 4 5

Eiſenbahn Actien.

Volleing. 3f. 3fAmſt. Rott. 4 92 G. hein. Stm. 4 85 G.
Arnh. Utr. 4 do. P. Obl. 4 SBrl. Anhalt. 4 109 B. u. bz. do. v. St. gar. 3 90 G.
do. do. P. Obl.. 4 ächſ. Bair. 4 87 B.Berl.- Hamb. 4 1081 bz. u. G. ag.-Glog. 4 S
do. P. Obl. 4 98 bz. do. P. Obl. 4
Brl. Stettin 4 1078 G. Thüringer. 4 194 G. B.
Bonn Köln. 5 .-B. C. -0. 4 872 B.Bresl. Freib. 4 Zarsk. Selo. Sdo. do. P. Obl.. 4 nCöth. Bernb. 4 Quittungs- SCr. Ob. Schl. 4 77 a 78 bz. Bogen. SDüſſ. Elberf. 4 108 B. a 49,
do. do. P. Obl.. 4 o e eGloggnitz. 4 Fach Maſtr. 20 83 bz. u. G.
Hmb. Bergd.. 4 Berg. Märk. 50 825, bz. u. G.
Kiel-Alton. 4 1108 G. Berl. Anh. B. 45 100 B.
Leipz. Dresd.. 4 Bexb. Ludwh. 70
Magd. Hlbſt. 4 113 G. Brieg-Neiſſe. 55
Magd. Leipz.. 4 Chemn. Riſa. 80 Sdo. P. Obl. 4 Köln Mind. 80 92 a bz. u. G.N. Schl. Mk. 4 88 G. d. Thür. V. 20o
do. P. Obl. 4 (913 B. Dresd. Göcl. 90
do. P. Obl. 5 101 G. Löb. Z.ttan. 70

Nrdb. K. Fd. 4 Magd. Witt. 20 86 bz.OSchl. Lt. A.) 4 104 G. Mecklenburg. 60 73 G.
do. P. Obl.! 4 ordb. F. W. 60 71 G.
do. Lt. B. 4 (98 B. Rh. St. Pr. 70Potsd. Mgd. 4 (91 G. Starg. Poſ. 30 84 bz.
do. P. A. B. 4 913/, bz. u. G. t. Vohw. (90 81 G.do. do. 5 101 G.

(Schluß der Börſe 3 Uhr.



Bekanntmachungen.
Auf den Bericht vom 1. Mai d. J.

wird die Königliche Regierung angetrage-
nermaaßen hierdurch allgemein ermächtigt,
in Gemäßheit des F. 89. der allgemeinen
Gewerbe Ordnung an allen Orten, wo es
das Bedürfniß erheiſcht, ſofort ohne wei-
tere Rückfrage vorläufig bis zum 1. Sep-
tember d. J. Brodtaxen einführen zu laſſen.

Berlin den 12. Mai 1847.
Der Miniſter des Jnnern.

(gez.) v. Bodelſchwingh.
Der Finanz- Miniſter.
(gez.) v. Düesberg.

An die Königliche Regierung
zu Merſeburg.

II. 4, 840.
tn h i

Eine kinderloſe gebildete Beamtenwittwe
in den beſten Jahren wünſcht ein baldiges
Unterkommen als Geſellſchafterin, Erzie
herin oder Wirthſchafterin. Geneigte Offer-
ten erbittet man ſich unter der Chiffre A. S.
franco in der Expedition des Couriers.

10

Es wird geſucht wonatlich zu
miethen und ſogleich zu beziehen
eine Wohnung von 2 Zimmern nebenein
ander gelegen das Eine ſehr groß (min-
deſtens 125 [D Ellen Raum) und ſehr
hell, das Andere klein, gut möblirt,
mit 2 Betten verſehen; parterre oder 1ſte
Etage (nur ungern 2te Etage), in einem
ſehr anſtändigen Hauſe, an gutem Platze
oder in renommirter Straße. Adreſſen er
bittet man ſich mit Preisangabe in dem

Zimmer Nr. 16.

Es ſollen auf den Sonntag den 30. d.
M. Nachmittags 3 Uhr die diesjährigen
Kirſchen an der Magdeburger Straße bei

zu Trotha verpachtet werden.
Der Vorſtand.

t Friſch gebrannter Kalk
von Freitag bis Dienstag nächſter Woche
bei dem Maurermeiſter Loren z.

Gaſthof zum goldnen Ring, 2 Treppen

Trotha, von der Giebichenſteiner Brücke bis
an den Gaſthof zum Schwan, im Rehbock

Bad Wittekind.
Sonntag den 30. Mai Morgen

Concert von dem Muſik-Chor des
Füſilier- Bataillons, Anfang früh
5 Uhr.

Lehrlings-Geſuch.
Ein junger Mann kann ſogleich oder zu

Johanni in meinem Geſchäft placirt wer-

den. W. Günther,Uhrmacher.

E. Friſch gebrannter Kalk
am Sonnabend den 29. d. Mts. auf der
Ziegelei am Weinberge bei

A. E. Lehmann.

Eine tüchtige Landwirthſchafterin ſucht
gleich Frau Hartmann, Leipz. Straße
Nr. 1624.

Zu Kleinpfingſten ladet ergebenſt zum
Tanzvergnügen ein der Gaſtwirth Schmidt
in Reideburg.

100,000 Gros Beinhauer's unübertreffliche Stahlſchreibfedern
in allerhochſter Vollkommenheit,

à Gros von 3 Sgr. an, die allerfeinſte nur exiſtirende Sorte 25 Sgr.,
10,000 Gros Stahlfederhalter à Gros von 1I0 Sgr. an, werden dieſen
Markt über verkauft

Nr. 501, Ranniſche Straße, Nr. 501.
e e -d]2

Die diesjährige Kirſchen- Erndte auf den
Bäumen der Plantage an der Chauſſee von
Halle nach Ammendorf ſoll

Sonnabend d. 29. d. M. Nachmitt. 2 Uhr
in der Behauſung der Frau Poſthalter
Sachße, gr. Brauhausſtr. Nr. 348, meiſt
bietend gegen ſogleich auf der Stelle zu lei-
ſtende baare Zahlung verpachtet werden.

J. H. Brandt.
Funckens Garten.

Heute, Freitag den 28. Mai, Großes
Extra- Concert von dem Muſik-Chor
des Füſilier Bataillons.

L an

Sonnabend den 29. Mai Goſe bei
Wilhelm Rauchfuß jun.

Friſcher Kalk Montag d. 31. Mai in
der Kirchnerſchen Ziegelei am Klausthor.

e h ZZZA

Vad Wittekind.

NB. Man bittet genau auf die Hausnummer zu achten.

Bei C. A. Schwetſchke und Sohn
in Halle iſt zu haben:

Naturgeſchichte des deutſchen
Studenten. Von Plinius dem
Jüngſten. Mit 41 Jlluſtrationen von
Apelles. Dritte vermehrte und verbeſ-

ſerte Auflage
geh. 1 Thlr. 10 Sgr.

Sonntag den 30. Mai ladet zum Tanz
vergnügen ergebenſt ein

Thielicke,
Reſtaurateur bei Niemberg.

Die Verpachtung der Obſtplantagen
des Ritterguts Gleſien bei Schkeuditz
findet ſtatt

Freitag den 4. Juni früh 10 Uhr.
Ein reinliches Mädchen wird ſogleich

verlangt gr. Ulrichſtr. Nr. 13 bei Kramm.
Heute Abend um SUhrProbe

zur Provinzial-Liedertafel in un-
ſerem bekannten Lokal. Um

Heute, Freitag, Concert.
Vereinigtes Muſikchor.

pünktlichen Beſuch wird gebeten.

Paradies.
Heute, Freitag, muſikaliſche Abend-

Unterhaltung von der Familie Drechsler.

Esperſtedter Platten, zu Flur-
und Küchenpflaſter vorzüglich, auf dem
Steinhaueplatz des Mauermeiſter Lorenz
im Fürſtenthal.

Tivoli.
Freitag den 28. Mai: Der Kammer-
diener, Poſſe in 4 Akten.

un T Fe. J
e S

FamilienNachrichten.
Entbindungs- Anzeige.

Daß meine Frau, geborne Helling,
am 25. d. M. von einem geſunden Kna
ben glücklich entbunden wurde, zeige ich
Verwandten und Freunden hierdurch erge
benſt an.

Raſchwitz, d. 27. Mai 1847.
E. König,Eduard Stückrath.

Gebauerſche Buchdruckerei.

Rittergutsbeſitzer.

e e e 2
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